
§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „FC Wilhelmsburg Hamburg e.V.“. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg und ist in das Vereinsregister eingetragen. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck, Verbandsmitgliedschaften und Grundsätze 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports, insbesondere des Fußballs. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch regelmäßigen Trainings- und Spielbetrieb, die 
Teilnahme an Wettbewerben, die Förderung der Jugend-, Breiten- und Integrationsarbeit sowie die 
Durchführung von Sportveranstaltungen und Projekten. 

(3) Der Verein ist Mitglied im Hamburger Sportbund e.V. (HSB) und im Hamburger Fußball-Verband e.V. 
(HFV). Er und seine Mitglieder erkennen die für sie verbindlichen Satzungen und Ordnungen dieser 
Verbände in ihrer jeweils geltenden Fassung an. 

(4) Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er tritt Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus, 
Gewalt und menschenfeindlichen Bestrebungen entgegen. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(4) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Der Verein hat aktive Mitglieder, passive Mitglieder und Ehrenmitglieder. Aktive Mitglieder sind 
natürliche Personen. Passive Mitglieder können natürliche oder juristische Personen sein. 

(2) Der Aufnahmeantrag ist in Textform an den Vorstand zu richten. Über die Aufnahme entscheidet der 
Vorstand. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. 

(3) Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstands durch die Mitgliederversammlung ernannt. 

(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Satzung, die Vereinsordnungen und die Beschlüsse der 
Vereinsorgane zu beachten. 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod; bei juristischen Personen außerdem durch 
deren Auflösung. 

(2) Der Austritt ist nur zum 30. Juni oder zum 31. Dezember eines Kalenderjahres zulässig. Die 
Austrittserklärung muss dem Vorstand mindestens sechs Wochen vor dem jeweiligen Austrittstermin 
schriftlich zugehen. 

(3) Ein Mitglied kann aus wichtigem Grund ausgeschlossen werden, insbesondere bei erheblichen oder 
wiederholten Verstößen gegen die Satzung, Vereinsinteressen oder Verbandsregelungen sowie bei 
vereinsschädigendem Verhalten. Vor der Entscheidung ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand durch begründeten Beschluss. Gegen den 
Beschluss kann das Mitglied binnen eines Monats nach Zugang die Mitgliederversammlung anrufen; diese 
entscheidet endgültig vereinsintern. 

(4) Bereits fällige Beiträge und sonstige Verpflichtungen bleiben vom Ende der Mitgliedschaft unberührt. 

§ 6 Beiträge und Vereinsordnungen 

(1) Der Verein erhebt Beiträge und kann Aufnahmegebühren, Umlagen und sonstige Entgelte erheben. 

(2) Das Nähere regelt eine Beitragsordnung, die von der Mitgliederversammlung beschlossen wird. 
Ehrenmitglieder können von Beiträgen befreit werden. 

(3) Der Verein kann weitere Ordnungen erlassen. Diese dürfen der Satzung nicht widersprechen. 

§ 7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind: 

die Mitgliederversammlung, 

der Aufsichtsrat, 



der Vorstand. 

 

§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Vereinsinteresse es erfordert oder mindestens ein 
Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Zweck und Gründen verlangt. 

(2) Die Einladung erfolgt durch den Vorstand mindestens zwei Wochen vorher in Textform unter Angabe 
der Tagesordnung. Für Satzungsänderungen muss der wesentliche Inhalt der beabsichtigten Änderung in 
der Einladung bezeichnet werden. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen stimmberechtigten 
Mitglieder beschlussfähig. Stimmberechtigt sind volljährige aktive Mitglieder; jedes stimmberechtigte 
Mitglied hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragung ist ausgeschlossen. 

(4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 
Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen, soweit 
das Gesetz oder diese Satzung keine andere Mehrheit verlangt. 

(5) Die Mitgliederversammlung wählt und entlastet den Aufsichtsrat, nimmt Berichte entgegen, beschließt 
über Beiträge und Vereinsordnungen, Satzungsänderungen sowie die Auflösung des Vereins. 

(6) Über die Versammlung ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und 
Protokollführer zu unterschreiben ist. 

§ 9 Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwei aktiven Mitgliedern. Vorstandsmitglieder dürfen dem Aufsichtsrat nicht 
angehören. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt und 
bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Der Aufsichtsrat bestimmt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden. 

(3) Der Aufsichtsrat wählt und beruft den Vorstand ab, überwacht und berät ihn, genehmigt den 
Haushaltsplan und nimmt den Jahresbericht des Vorstands entgegen. 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn beide Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. 
Beschlüsse bedürfen der Zustimmung beider Mitglieder; kommt keine Einigung zustande, ist der Antrag 
abgelehnt. 

(5) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vorzeitig aus, ist unverzüglich, spätestens innerhalb von drei 
Monaten, eine Mitgliederversammlung zur Nachwahl für die restliche Amtszeit einzuberufen. Bis zur 
Nachwahl darf das verbliebene Mitglied nur unaufschiebbare Maßnahmen treffen und die 
Mitgliederversammlung einberufen. 

§ 10 Vorstand 

(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden und dem 
Kassenwart. 

(2) Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat für zwei Jahre gewählt und bleibt bis zur Wahl und Amtsübernahme 
des neuen Vorstands im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam 
vertreten. 

(4) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte und setzt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 
des Aufsichtsrats um. 

(5) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, wählt der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzperson für 
die restliche Amtszeit. Ist dadurch die gesetzliche Vertretung nicht mehr gesichert, hat der verbliebene 
Vorstand unverzüglich die erforderlichen Schritte zur Wiederherstellung der Vertretungsfähigkeit 
einzuleiten. 

(6) Die Tätigkeit ist grundsätzlich ehrenamtlich. Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen und 
steuerlichen Voraussetzungen eine angemessene Vergütung oder Aufwandsentschädigung für 
Vorstandsmitglieder beschließen. Nachgewiesene notwendige Auslagen können ersetzt werden. 

§ 11 Haftung und Datenschutz 

(1) Die Haftung ehrenamtlich Tätiger richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere den §§ 
31a und 31b BGB. 

(2) Zur Erfüllung seiner Zwecke verarbeitet der Verein personenbezogene Daten nach den jeweils 
geltenden Datenschutzvorschriften. Näheres kann eine Datenschutzordnung regeln. 



§ 12 Satzungsänderungen und redaktionelle Anpassungen 

(1) Satzungsänderungen werden von der Mitgliederversammlung beschlossen. 

(2) Der Vorstand darf Änderungen beschließen, die das Registergericht, das Finanzamt oder eine andere 
zuständige Behörde ausschließlich aus formellen Gründen verlangt, sofern dadurch Zweck und 
grundlegende Vereinsstruktur nicht verändert werden. Solche Änderungen sind den Mitgliedern bei der 
nächsten Mitgliederversammlung bekanntzugeben. 

(3) Satzungsänderungen werden mit ihrer Eintragung in das Vereinsregister wirksam. 

§ 13 Auflösung und Vermögensbindung 

(1) Die Auflösung des Vereins bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen 
einer hierfür einberufenen Mitgliederversammlung. 

(2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des Vorstands 
gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an den Hamburger Sportbund e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke, vorzugsweise zur Förderung des Sports, zu verwenden hat. 

 

Stand 16.07.2026 


